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Satzung des gemeinnützigen, nicht eingetragenen  
Fördervereins Hospiz Groß-Gerau 

in der Fassung 
des Beschlusses der Mitgliederversammlung 

vom 9. März 2026 

 

Präambel 
Die Hospizstiftung GG macht es sich zum Ziel, unheilbar Kranken ein Sterben in Würde 
zu ermöglichen, wobei im geplanten Hospiz in Groß-Gerau sowohl eine stationäre als 
auch teilstationäre Unterbringung (Tageshospiz) möglich sein wird. 

Der Förderverein Hospiz Groß-Gerau will dieses Ziel materiell und ideell unterstützen 
und so dem Hospiz Groß-Gerau zu ermöglichen, seine Aufgaben bestmöglich zu 
erfüllen. 

§ 1 Name und Sitz des Vereins, Geschäftsjahr  
(1) Der Verein führt den Namen Förderverein Hospiz Groß-Gerau. 

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Groß-Gerau. 

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

§ 2 Zweck und Gemeinnützigkeit 
(1) Der Verein Hospiz Groß-Gerau ist ein Förderverein. Er unterstützt die 

Hospizstiftung GG sowohl finanziell als auch ideell und verfolgt ausschließlich und 
unmittelbar gemeinnützige sowie mildtätige Zwecke im Sinne von §52 AO Abs. 2, 
Nummern: 

(3) Förderung des öffentlichen Gesundheitswesens / der Gesundheitspflege  
(7) Förderung der Berufsbildung im Sinne der Ausbildung und Weiterbildung 
im Palliativbereich 

(2) Der Zweck des Vereins ist die Beschaffung von finanziellen Mitteln (über 
Mitgliedsbeiträge) für die o.g. Aufgaben, die im Hospiz Groß-Gerau im Rahmen der 
Palliativbetreuung ausgeführt werden. 

• Der Satzungszweck besteht darin, neue Fördermitglieder anzuwerben und über 
die Mitgliedsbeiträge die finanzielle Unterdeckung für das Hospiz Groß-Gerau 
zumindest teilweise zu schließen, denn aktuell werden nur 95 Prozent der 
Kosten von den Krankenkassen übernommen. 

• Die Fördermitglieder werden regelmäßig über die Arbeit des Fördervereins 
informiert. 

(3) Der Verein unterstützt generell den Zweck und die Öffentlichkeitsarbeit der 
Hospizstiftung GG. 
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(4) Der Verein ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. 

(5) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 
Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins.  

(6) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder 
durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

(7) Ehrenamtlich Tätige können Aufwandsentschädigungen im Rahmen der 
steuerfreien Ehrenamtspauschale (§ 3 Nr. 26a EStG) erhalten. 

§ 3 Mittelverwendung und Fördervereinsstatus 
(1) Der Verein ist ein Förderverein im Sinne von § 58 Nr. 1 AO. Er verwendet seine 
Mittel ausschließlich zur Förderung des in § 2 Absatz 2 genannten Hospizes bzw. der 
Trägerorganisation Hospizstiftung GG. 
(2) Die zweckgebundene Weitergabe von Mitteln an die steuerbegünstigte 
Trägerorganisation des Hospizes erfolgt nach Maßgabe der gesetzlichen 
Bestimmungen. 

§ 4 Mitgliedschaft 
(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person werden, die die Ziele des Vereins 
unterstützt.  

(2) Die Aufnahme in den Verein ist schriftlich beim Vorstand zu beantragen. Bei 
Minderjährigen ist der Aufnahmeantrag durch die gesetzlichen Vertreter zu stellen. 
Gegen die Ablehnung, die keiner Begründung bedarf, steht Bewerbenden die 
Berufung an die Mitgliederversammlung zu, welche dann endgültig entscheidet. 

(3) Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Die Höhe der Beiträge und deren 
Fälligkeit werden durch die Mitgliederversammlung in einer Beitragsordnung - die in 
der Mitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit beschlossen wird - festgelegt. 
Sollte der Verein darüber hinaus Spenden oder sonstige Zuwendungen erhalten, wird 
er diese vollständig an die Hospizstiftung GG weiterleiten. 

(4) Die Mitgliedschaft im Verein endet: 

a) durch Tod oder Verlust der Geschäftsfähigkeit 
b) durch Austritt, die schriftliche Austrittserklärung ist an den Vorstand zu richten 
c) durch Ausschluss aus wichtigem Grund, insbesondere, wenn ein Mitglied dem 

Vereinszweck zuwiderhandelt; hierüber entscheidet der Vorstand durch 
Mehrheitsbeschluss 

(5) Der Vorstand kann ein Mitglied bei vereinsschädigendem Verhalten oder 
Beitragsrückständen von mindestens einem Jahr vorläufig ausschließen. Über den 
endgültigen Ausschluss entscheidet die Mitgliederversammlung nach Anhörung der 
Betroffenen. Vor der Entscheidung über den Ausschluss aus wichtigem Grund ist dem 
betroffenen Mitglied die Möglichkeit zur Stellungnahme zu geben. Gegen den 
Ausschluss kann ein Mitglied innerhalb von vier Wochen nach Eingang der 
Ausschlusserklärung schriftlich Einspruch beim Vorstand einlegen. In diesem Fall hat 
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der Vorstand den Einspruch der nächsten Mitgliederversammlung vorzulegen, die 
darüber endgültig entscheidet. Während des Einspruchsverfahrens ruht die 
Mitgliedschaft. 

(6) Der Austritt nach § 4 (4b) kann zum Ende eines Kalenderhalbjahres mit einem 
Vorlauf von 8 Wochen erfolgen. 

(7) Die Mitglieder verpflichten sich, dem Vorstand eine ladungsfähige postalische 
Anschrift sowie eine E-Mail-Adresse mitzuteilen und den Vorstand über jede Änderung 
ihres Namens und ihrer Adressdaten sowie der Bankverbindung unverzüglich zu 
informieren. 

(8) Die Mitgliedschaft ist nicht übertragbar und nicht vererblich. 

§ 5 Organe des Vereins  
Organe des Vereins sind  

• die Mitgliederversammlung 
• der Vorstand 

§ 6 Mitgliederversammlung 
(1) Der Mitgliederversammlung gehören alle Mitglieder des Vereins an. In der 
Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied eine Stimme. Zur Ausübung des 
Stimmrechts kann ein anderes Mitglied schriftlich bevollmächtigt werden. Die 
Bevollmächtigung ist für jede Mitgliederversammlung gesondert zu erteilen. Ein 
Mitglied darf nicht mehr als zwei fremde Stimmen vertreten. 

(2) Mindestens einmal im Jahr, möglichst im ersten Quartal, ist vom Vorstand eine 
ordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen. Der Termin wird allen Mitgliedern 
des Vereins vom Vorstand mindestens vier Wochen vorher durch schriftliche 
Einladung per E-Mail unter Angabe der Tagesordnung bekanntgegeben. Er gilt als 
bekannt gegeben, wenn der Vorstand die Einladung an die dem Verein zuletzt 
bekannte Adresse übersendet. 

(3) Abweichend von § 32 Absatz 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) kann 
der Vorstand nach seinem Ermessen beschließen und in der Einladung mitteilen, dass 
die Mitglieder an der Mitgliederversammlung ohne Anwesenheit an einem 
Versammlungsort teilnehmen und ihre Mitgliedsrechte im Wege der elektronischen 
Kommunikation ausüben können oder müssen (Online-Mitgliederversammlung). Lädt 
der Vorstand zu einer virtuellen Mitgliederversammlung ein, teilt er den Mitgliedern 
spätestens eine Stunde vor Beginn der Mitgliederversammlung per E-Mail die 
Einwahldaten für die Video- oder Telefonkonferenz mit. Die Bestimmungen dieses 
Absatzes gelten für Vorstandssitzungen entsprechend. 

(4) Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. Die Tagesordnung ist zu ergänzen, 
wenn dies ein Mitglied bis spätestens eine Woche vor dem angesetzten Termin 
schriftlich beantragt. Die Ergänzung ist zu Beginn der Versammlung 
bekanntzumachen.  
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(5) Durch einen Vorstandsbeschluss können Gäste zur Teilnahme an der 
Mitgliederversammlung berechtigt werden. 

(6) Die Mitgliederversammlung wird von einem Vorstandsmitglied geleitet. 

(7) Über die Mitgliederversammlung ist ein Protokoll anzufertigen, das von dem/der 
Protokollführer/-in und dem/der Versammlungsleiter/-in zu unterzeichnen ist. 

(8) Der Vorstand ist zur Einberufung einer außerordentlichen Mitgliederversammlung 
verpflichtet, wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder dies schriftlich unter Angabe 
von Gründen verlangt. 

(9) Die Mitgliederversammlung ist zuständig für die Entscheidungen in folgenden 
Angelegenheiten:  

a. Festlegung der Mitgliedsbeiträge 
b. Entgegennahme des Rechenschaftsberichts des Vorstands 
c. Entgegennahme des Kassenberichts 
d. Entgegennahme des Berichts der Kassenprüfer 
e. Wahl von zwei Kassenprüfern 
f. Wahl und Entlastung der Mitglieder des Vorstands 
g. Beschlussfassung über Satzungsänderungen und Vereinsauflösung 
h. Ausschluss von Mitgliedern aus dem Verein 

 
(10) Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen 
Mitglieder beschlussfähig. 

(11) Bei Abstimmungen entscheidet die einfache Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen. Die Art der Abstimmung (z.B. per Handzeichen oder schriftlich und geheim) 
bestimmt die Mitgliederversammlung zu Beginn jeder Versammlung. 
Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen bleiben außer Betracht. Bei 
Stimmgleichheit gilt eine Vorlage als abgelehnt. 

(12) Satzungsänderungen, die Auflösung des Vereins, die Abwahl von 
Vorstandsmitgliedern sowie der Ausschluss von Mitgliedern können nur mit einer 
Mehrheit von 2/3 der anwesenden Mitglieder beschlossen werden, wobei 
Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen außer Betracht bleiben.  

§ 7 Vorstand 
(1) Der Vorstand besteht aus 4 Personen: dem oder der Vorsitzenden, dem oder der 
stellvertretenden Vorsitzenden, dem oder der Schriftführer/-in und dem oder der 
Kassenwart/-in. 

(2) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von zwei Jahren 
gewählt und bleibt bis zur Neuwahl im Amt. Eine Wiederwahl oder vorzeitige 
Abberufung ist möglich. Besteht Stimmengleichheit findet eine Stichwahl statt, bis 
ein(e) Kandidat(in) eine Stimmenmehrheit erzielen kann. 

(3) Mitglieder des Vorstands können nur Mitglieder des Vereins sein; mit Ende der 
Mitgliedschaft im Verein endet auch die Mitgliedschaft im Vorstand.  

(4) Der Verein wird durch zwei Vorstandsmitglieder gemeinsam vertreten.  
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(5) Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins ehrenamtlich. 

(6) Der Vorstand kann sich eine Geschäftsordnung geben. 

(7) Der Vorstand wird gem. § 31a BGB von der Haftung für leichte Fahrlässigkeit 
freigestellt und haftet nur für Schäden, die er beim Wahrnehmen seiner Pflichten mit 
Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit verursacht hat. 

(8) Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, die nicht durch 
diese Satzung einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. Er hat insbesondere 
folgende Aufgaben:  

a) Einberufung und Vorbereitung der Mitgliederversammlungen einschließlich 
der Aufstellung der Tagesordnung 

b) Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung 
c) Verwaltung des Vereinsvermögens und Buchführung 
d) Beschlussfassung über Aufnahme und Ausschluss von Mitgliedern 

(9) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse in Vorstandssitzungen auf schriftlichem 
Wege. Der Vorstandsbeschluss kann außerhalb einer Sitzung schriftlich, per E-Mail 
oder auf anderem Wege der elektronischen Kommunikation erfasst werden, wenn alle 
Vorstandsmitglieder ihre Zustimmung zu der Beschlussfassung erklären. Der jeweilige 
Beschlussinhalt wird anschließend vom / von der Vorsitzenden – im Verhinderungsfall 
durch den / die Stellvertreter /-in – festgestellt und in schriftlicher oder elektronischer 
Form allen Vorstandsmitgliedern bekannt gegeben. 

(10) Mindestens zwei Vorstandssitzungen sind pro Jahr vom / von der Vorsitzenden, 
bei Verhinderung vom / von der stellvertretenden Vorsitzenden in Textform unter 
Einhaltung einer Einberufungsfrist von zwei Wochen und unter Mitteilung einer 
Tagesordnung einzuberufen. 

(11) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens drei Mitglieder an der 
Beschlussfassung beteiligt sind. Er entscheidet mit einfacher Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 
Sitzungsleiters. 

(12) Über jede Vorstandssitzung ist ein Protokoll zu führen, in dem Ort und Zeit der 
Sitzung, die Namen der Teilnehmenden, gefasste Beschlüsse und Abstimmergebnisse 
enthalten sind. 

§ 8 Kassenprüfer 
(1) Der Kassenprüfer ist ein unabhängiges Vereinsmitglied. Er prüft die Finanzen des 
Vereins (Kassenbuch, Belege, Einnahmen/Ausgaben) sowie die satzungsgemäße 
Verwendung der Gelder. 

(2) Die Mitgliederversammlung wählt zwei Kassenprüfer, die nicht dem Vorstand 
angehören dürfen, für 2 Jahre (eine Wiederwahl ist möglich).  

(3) Die Kassenprüfer haben ein umfassendes Recht auf Auskunft und Einsicht in alle 
relevanten Unterlagen und erstellen einen Prüfbericht für die Mitgliederversammlung, 
der die Grundlage für die Vorstandsentlastung darstellt. 
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§ 9 Rechnungslegung  

(1) Die Rechnungslegung für das vorangegangene Geschäftsjahr ist vom Vorstand 
innerhalb der ersten drei Monate des Geschäftsjahres zu erstellen. 

(2) Die Prüfung erfolgt durch zwei von der Mitgliederversammlung bestellte 
Kassenprüfer. Die geprüfte Jahresrechnung ist den Mitgliedern des Vorstands mit dem 
Prüfbericht auszuhändigen oder in einer sonst geeigneten Form zur Verfügung zu 
stellen. 

§ 10 Auflösung des Vereins  
(1) Der Beschluss zur Auflösung des Vereins kann nur in einer eigens zu diesem 
Zweck einberufenen Mitgliederversammlung gefasst werden. 

(2) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter 
Zwecke fällt das Vermögen, gem. den in § 2 Abs 1 und 2 dieser Satzung ausschließlich 
genannten Verwendungszwecken, der Hospizstiftung GG anheim. 

Die vorliegende Satzung wurde in der Gründungsversammlung am 9. März 2026 
erstellt und von folgenden Gründungsmitgliedern verabschiedet: 

 


